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Standort Träger Zuständigkeit

Alle an Bord!
Schleswig / Flensburg

Kreis Schleswig –

Flensburg, Stadt Flensburg

Alle an Bord! 
Ratzeburg

Kreise Herzogtum –

Lauenburg und Stormarn

Alle an Bord! 
Itzehoe

Kreise Dithmarschen und 

Steinburg

Kreise Plön und 

Ostholstein
Alle an Bord! 
Eutin

Regionale Beratung



Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. 

• in diesem Jahr 30jähriges Bestehen

•Unterstützung der solidarischen Geflüchtetenhilfe und Selbstorganisationen 
in SH

•politische Lobbyorganisation für die Rechte von Geflüchteten

• tritt ein für die Aufnahme von und ein dauerhaftes Bleiberecht für Geflüchtete 

Identität und Respekt – Landesweite Flüchtlingshilfe Schleswig-Holstein

•Teil der AMIF-Projektpartnerschaft „Aufnahme- und Strukturverbesserungen für 

Geflüchtete in Schleswig-Holstein“

•Veranstaltungs- und Schulungsangebot für ehren- und hauptamtliche 

Multiplikator*innen, Unterstützer*innen und Aktive in der Beratung Geflüchteter  

IDENTITÄT UND RESPEKT – LANDESWEITE 
FLÜCHTLINGSHILFE SCHLESWIG-HOLSTEIN



AGENDA

I. Bedeutung der Identitätsklärung für Ausbildungs- und 
Beschäftigungsduldung 

II. Rechtliche Grundlagen: Identitätsklärung – Passpflicht –
Mitwirkungspflichten

III. Fachaustausch und Hinweise aus der Praxis



ÜBERSICHT DULDUNGSARTEN

Paragraph Erteilungsgrund 

§ 60a Abs. 2 Satz 1 

AufenthG

Duldung aus rechtlichen und 

tatsächlichen Gründen

§ 60a Abs. 2 Satz 3 

AufenthG
Duldung aus besonderen persönlichen 

und humanitären Gründen

§ 60b AufenthG Duldung für Personen mit ungeklärter 

Identität

§ 60c AufenthG Ausbildungsduldung

Unterfälle des § 60a 

Abs. 2 Satz 3 AufenthG
§ 60d AufenthG Beschäftigungsduldung



• beschlossen im Rahmen des Migrationspakets im Sommer 2019
• In Kraft getreten am 01.01.2020

Das Gesetz regelt:

Außerdem relevant:
Anwendungshinweise des BMI vom 20.12.2019 
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/migration/anwendungshinweise-zum-gesetz-
ueber-duldung-bei-ausbildung.pdf?__blob=publicationFile&v=2

Erlass des Landes Schleswig-Holstein zur Ausbildungsduldung vom 27.07.2020
https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/behoerden/Erlasse_ab_2012/MILIGSH_Erlass-Ausbildungsduldung-60c-AufenthG_20200727.pdf

Rechtsgrundlagen:

„Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung“

AUSBILDUNGS- UND BESCHÄFTIGUNGSDULDUNG

Ausbildungsduldung in § 60c AufenthG

Beschäftigungsduldung in § 60d AufenthG

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/migration/anwendungshinweise-zum-gesetz-ueber-duldung-bei-ausbildung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/behoerden/Erlasse_ab_2012/MILIGSH_Erlass-Ausbildungsduldung-60c-AufenthG_20200727.pdf


AUSBILDUNGSDULDUNG:

Erteilungszweck

▪ Fortsetzung einer im Asylverfahren aufgenommenen Ausbildung nach 

Ablehnung des Asylantrages 

oder 

▪ Aufnahme einer Ausbildung mit Duldung

Rechtsfolge
▪ Erteilung einer Duldung für die gesamte Zeit der Ausbildung

▪ Wechsel einmalig möglich (6 Mon. Duldung zur Ausbildungssuche)

▪ nach Abschluss 6 Mon. Duldung zur Arbeitssuche

▪ Bei anschließender Beschäftigungsaufnahme im erlernten Beruf: 

Aufenthaltserlaubnis nach §19d Abs.1a AufenthG für 2 Jahre (=3+2 

Regelung)



AUSSCHLUSSGRÜNDE

▪ Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG

▪ Straftaten und terroristische Bezüge 

▪ Bevorstehende Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung

▪ „offensichtlicher Missbrauch“

Ausbildungsduldung



WER KANN EINE AUSBILDUNGSDULDUNG BEKOMMEN? 

Nur Personen mit DULDUNG! 

Zu unterscheiden sind zwei Gruppen

1. Geflüchtete, die während des Asylverfahrens *

eine Ausbildung aufgenommen haben und diese 

nach rechtskräftiger Ablehnung des 

Asylantrages mit einer Duldung fortsetzen möchten..

2. Personen, die im Besitz einer Duldung

sind und eine Ausbildung neu aufnehmen

möchten.

▪ erforderliche Vorduldungszeiten

➢ Keine Vorduldungszeit erforderlich

*zu Personen mit  Zweit- und Folgeantrag oder im Klageverfahren gegen Ablehnung als 

offensichtlich unbegründet siehe Arbeitshilfe der Paritätische S.9

➢ 3 Monate Vorduldungszeit erforderlich

Ausbildungsduldung

http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/ausbildungsduldung-2020_web.pdf


WEITERE VORAUSSETZUNGEN

▪ Aufnahme oder Fortsetzung einer Ausbildung

Ausbildungsduldung

qualifizierte schulische oder betriebliche Ausbildung

✓ mindestens 2 Jahre Ausbildungsdauer

✓ in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf

Assistenz- oder Helfer*innenausbildung

✓ unter 2 Jahre Ausbildungsdauer

✓ in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf,

unter bestimmten weiteren Voraussetzungen



▪ Beschäftigungserlaubnis

Bei Aufnahme einer Ausbildung im Duldungsstatus klären:
✓ Sind sämtliche Erteilungsvoraussetzungen für eine Ausbildungsduldung 

erfüllt? 
✓ Liegen keine Ausschlussgründe vor (z.B. absolutes Arbeitsverbot nach 

§60a Abs. 6, ungeklärte Identität, Straftaten)?
➢ Die Beschäftigungserlaubnis ist zu erteilen

Bei Fortsetzung einer im Asylverfahren aufgenommenen Ausbildung nach 
abgelehntem Asylantrag geregelt im Landeserlass SH:

➢ Die Beschäftigungserlaubnis ist zu erteilen bis zur Entscheidung über 
die Erteilung einer Ausbildungsduldung

Ausbildungsduldung



▪ Identität muss geklärt sein!

➢ bei Einreise bis zum 31.12.2016 bis zur Beantragung der Ausbildungsduldung      

Frist wächst mit

➢ bei Einreise ab dem 01.01.2017 

und vor dem 01.01.2020 

spätestens zum 30.06.2020

fixes Datum

➢ bei Einreise nach dem 31.12.2019 innerhalb von 6 Monaten nach der Einreise

Frist wächst mit

Sonderregelung Landeserlass SH

für Geflüchtete, die ihre Ausbildung schon im Asylverfahren begonnen haben:

unabhängig vom Einreisedatum nach rechtskräftiger Ablehnung ihres Asylantrages 

➢ Duldung § 60a Abs. 2. Satz 1 für maximal 6 Monate (2x3 Monate), in dieser Zeit soll die Identität 

geklärt werden.

➢ Eine Beschäftigungserlaubnis muss erteilt werden.

➢ Die Ausbildung kann zunächst mit Duldung § 60a Abs. 2 Satz 1 weitergeführt werden.

Ausbildungsduldung



Bei Fristablauf ohne Identitätsklärung:

§ 60c Abs. 2 Nr. 3 AufenthG: 

Alles Erforderliche und Zumutbare wurde unternommen und
Identität kann unverschuldet erst später geklärt werden: Frist gilt als gewahrt 

SH-Landeserlass:     bis Klärung der Identität = Duldung nach §60a Abs. 2  S. 1 
AufenthG,

nach Klärung der Identität = Anspruch Ausbildungsduldung

§ 60c Abs.7 AufenthG: 

Identität kann unverschuldet nicht geklärt werden 

Ausbildungsduldung im Ermessen:
kann erteilt werden, wenn alles Erforderliche und Zumutbare zur Identitätsklärung 
unternommen wurde. Erteilung für gesamte Dauer der Ausbildung.

Ausbildungsduldung



BESCHÄFTIGUNGSDULDUNG

Wer kann eine Beschäftigungsduldung bekommen?

Vollziehbar ausreisepflichtige/r Ausländer*in mit Duldung und 
Ehegatt*in od. Lebenspartner*in, 

die bis zum 01.08.2018 in das Bundesgebiet eingereist sind!!! 

Rechtsfolge:

30 Monate Duldung für Antragstellende, Ehegatt*innen/ 
Partner*innen und im Haushalt lebende minderjährigen Kinder



AUFENTHALTSPERSPEKTIVE

Nach 30 Monaten Aufenthaltserlaubnis unter bestimmten Voraussetzungen möglich:

▪ § 25b AufenthG = Verkürzte Voraufenthaltsfrist, unabhängig von weiter 
bestehender Beschäftigung, aber Passpflicht

▪ § 19d AufenthG  = Voraussetzung u.a. Beschäftigungsverhältnis, Passpflicht 
und weitere allgemeine Erteilungsvoraussetzungen nach 
§ 5 AufenthG 

Beschäftigungsduldung



AUSSCHLUSSGRÜNDE

✓ im Bundesgebiet begangene Straftat durch Antragstellende oder Ehegatt*in/Lebenspartner*in,  
wobei Strafen, die nur von Ausländer*innen begangen werden können, außer Betracht bleiben

✓ Bezüge zu extremistischen Organisationen durch Antragstellende oder       
Ehegatt*in/Lebenspartner*in

✓ Ausweisungsverfügung und Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG

✓ besonderes Ausweisungsinteresse wegen schwerer Straftat der Antragstellenden oder 
Ehegatt*in/Lebenspartner*in

✓ rechtskräftige Verurteilung der Kinder wegen § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BtMG

Beschäftigungsduldung



VORAUSSETZUNGEN

✓ Einreise bis 1.8.2018

✓ Seit mindestens 12 Monaten Aufenthalt mit einer Duldung

✓ Aufnahme/Fortsetzung einer Beschäftigung mit mindestens 35 Stunden pro Woche 
(für Alleinerziehende 20 Std/Woche) 

✓ Eigenständige Lebensunterhaltssicherung bei Antragstellung und zukünftig

✓ 18 Monate Vorbeschäftigung  (auch Ausbildung)

✓ 12 Monate vorherige Lebensunterhaltssicherung 

✓ Nachweis Schulbesuch der Kinder

✓ Hinreichende Deutschkenntnisse, wenn Verpflichtung zu I-Kurs erfolgreiche Absolvierung
seitens Antragsteller*in und Ehegatt*in

✓ Geklärte Identität innerhalb festgelegter Fristen

… insgesamt 11 Voraussetzungen/Ausschlussgründe

Beschäftigungsduldung



▪ Identität muss geklärt sein!

Bei Einreise bis 31.12.2016 und

Beschäftigungsbeginn vor /zum 

01.01.2020: 

bis zur Beantragung der 

Beschäftigungsduldung,

Bei Einreise bis 31.12.2016 und 

Beschäftigungsbeginn nach dem 

01.01.2020:

spätestens zum 30.06.2020

Bei Einreise zwischen 01.01.2017 und 

01.08.2018 (unabhängig von Beschäftigung):

spätestens zum 30.06.2020

Frist gilt als gewahrt, wenn alles Erforderliche und Zumutbare zur Identitätsklärung innerhalb der Frist 

unternommen wurde und Identität unverschuldet erst später geklärt werden kann,

Wenn Identität unverschuldet nicht geklärt werden kann 

§ 60 d. Abs. 4: „Kann-Bestimmung“ – Ermessensentscheidung: Erteilung trotz abgelaufener Fristen, 

wenn alles Erforderliche und Zumutbare zur Identitätsklärung unternommen wurde.

Beschäftigungsduldung



Anmerkung: § 105 Abs. 3 AufenthG:

 Keine „Duldung light“ nach § 60b AufenthG bei erteilter oder beantragter Ausbildungs- oder 
Beschäftigungsduldung und Erfüllung von deren Voraussetzungen

Ausbildungs- und Beschäftigungsduldung



Leitfragen

II. RECHTLICHE GRUNDLAGEN 

1. Was bedeutet Identitätsklärung?

2. Wie kann die Identität geklärt werden? 

3. Welche Mitwirkungspflichten ergeben sich aus dem jeweiligen 
aufenthaltsrechtlichen Status? 

4. Welche Folgen können unterlassene Mitwirkung/ Nicht-Erfüllen der 
Mitwirkungspflichten bzw. Unterlassung zumutbarer Bemühungen haben? 



Einführung

II. RECHTLICHE GRUNDLAGEN 

➢ Mitwirkungspflichten
• Mitwirkung zur Identitätsklärung rechtlich nicht gleichzusetzen mit Mitwirkung zur 

Passbeschaffung

• In beiden Fällen: Grenze der geforderten Mitwirkungshandlung ist die (Un-)Zumutbarkeit 

➢ Bei unterlassener Mitwirkung/Nicht-Erfüllen zumutbarer Handlungen drohen 
Sanktionen

➢ Erteilungsvoraussetzung – Versagensgrund

➢ Spannungsfeld: Aufenthaltsgewährung – Aufenthaltsbeendigung 
• Erfüllung der Mitwirkungspflichten kann für die Erteilung eines Aufenthaltstitels und für die 

Aufenthaltssicherung/Verfestigung Voraussetzung sein

• Erfüllung der Mitwirkungspflichten kann aber auch der Vorbereitung und Durchführung 
aufenthaltsbeendender Maßnahmen dienen 



Umfang der Identitätsklärung: Identitätsmerkmale 

II. IDENTITÄTSKLÄRUNG 

➢ Name, Vorname, ggfs. frühere Namen/Geburtsname

➢ Geburtsdatum/Angaben zum Alter

➢ Geburtsort, Wohnort

➢ Staatsangehörigkeit(en)

➢ Familienstand

➢ ggf. Namen der Eltern

➢ ggf. akad. Titel

➢ Geschlecht 

➢ ID-Nummer



Feststellung der Personalien 

II. IDENTITÄTSKLÄRUNG 

Gültiger und anerkannter ausländischer Pass(ersatz)

Abgelaufener Pass(ersatz)/amtlicher Ausweis mit Lichtbild

Andere (amtliche) Identitätsdokumente mit Lichtbild 

Indizien: Dokumente ohne biometrische Merkmale

1

2

3

Entscheidend ist die Gesamtschau der vorgelegten Dokumente, das Ergebnis der Dokumentenprüfung sowie „eine 
Einschätzung zu staatlichen Strukturen und Dokumentenwesen hinsichtlich des Korruptionsindexes des jeweiligen 
Ausstellerstaates“ (BAMF: Dienstanweisung Asyl)



Feststellung der Personalien: Landeserlass SH (27.07.20) zur 

Umsetzung der Ausbildungsduldung 

II. IDENTITÄTSKLÄRUNG 

„wird die Identität am sichersten mit 

einem gültigen Pass oder Passersatz oder 

einem sonstigen vom Herkunftsstaat 

ausgestellten Personalausweis 

nachgewiesen.“ 

„Im Übrigen kann die Identität auch 

durch andere geeignete Dokumente 

nachgewiesen werden.“

„Sind auch diese nicht vorhanden oder können 

nicht beschafft werden, können im Zuge einer 

Gesamtschau mehrerer Indizien geeignete 

amtliche Dokumente zum Nachweis der 

Identität in Betracht kommen, wenn sie geeignet 

sind, auf ihrer Basis Pass- oder 

Passersatzpapiere zu beschaffen.“

• Gültig und anerkannt 

• BMI: Allgemeinverfügung über die 

Anerkennung eines ausländischen 

Passes oder Passersatzes, 2016.

• abgelaufener Pass(ersatz)/ 

amtlicher Ausweis mit Lichtbild

• Weitere Identitätsdokumente mit 

Lichtbild, z. B. Personalausweis, 

Konsularkarte, Wehrpass, 

Führerschein, Dienstausweis, 

Personenstandsurkunden, 

Laissez-Passer oder andere 

Heimreisedokumente des 

Herkunftsstaates

• Dokumente ohne biometrische Merkmale, 

die als Indizien in Frage kommen können, 

z. B. Geburtsurkunde, Heiratsurkunde, 

Meldebescheinigung, Schulzeugnisse 



Geklärte Identität 

II. IDENTITÄTSKLÄRUNG 

➢ Identität so lange ungeklärt, bis ein gültiges Ausweispapier oder gleich 
beweiskräftige Unterlagen als Nachweis vorgelegt werden 

➢ Geklärte Identität: die personenbezogenen Daten müssen mit der 
natürlichen Person übereinstimmen (keine Verwechslungsgefahr)

➢ Verschiedene Maßstäbe 
• bei Duldungen: Dokumente, auf deren Grundlage Papiere zur Ausreise ausgestellt werden 

könnten 



Exkurs: Passpflicht – Passbeschaffung 

II. IDENTITÄTSKLÄRUNG 

➢ Passpflicht und Identitätsklärung sind rechtlich nicht gleichzusetzen  
• Identität ist i. d. R. geklärt, wenn auch die Passpflicht gem. § 3 AufenthG erfüllt ist

• Identität kann aber auch mit einem abgelaufenen Pass(ersatz) oder anderen (amtlichen) 
Dokumenten geklärt werden 

• Passersatzpapiere wie der „blaue Pass“ (Reiseausweis für Flüchtlinge) nicht zwingend 
Identitätsnachweis 



Exkurs: Passpflicht – Passbeschaffung 

II. IDENTITÄTSKLÄRUNG 

➢ Beides sog. Erteilungsvoraussetzungen zur Erteilung eines Aufenthaltstitels oder 
dessen Verlängerung 
• Identitätsklärung gem. § 5 Abs. 1 Nr. 1a AufenthG

• Passpflicht gem. § 5 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG i. V. m. § 3 Abs. 1 S. 1 AufenthG 

➢ Wichtige Ausnahmen bei bestimmten AE aus humanitären Gründen gem. 
§ 5 Abs. 3 AufenthG

• „In den Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 24 oder § 25 Abs. 1 bis 3 ist von der 
Anwendung der Absätze 1 und 2 (…) abzusehen.“
• Anerkannte Flüchtlinge, subsidiär Schutzberechtigte, Personen mit Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG

• Die Erteilung oder Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis darf nicht von der Vorlage eines Reisepasses abhängig gemacht 
werden.

• „In den übrigen Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach Kapitel 2 Abschnitt 5 kann von 
der Anwendung der Absätze 1 und 2 abgesehen werden.“ 
• Abschnitt 5: Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen

• Wichtig z. B. bei § 25b AufenthG 



Exkurs: Passpflicht – Passbeschaffung 

II. IDENTITÄTSKLÄRUNG 

➢ Ausbildungsduldung: ungeklärte Identität als Versagungsgrund 
• Ausschlussfrist zur Identitätsklärung → nach Fristablauf Erteilung im Ermessen 

➢ Beschäftigungsduldung: geklärte Identität als Erteilungsvoraussetzung

➢ Vorlage des Nationalpasses keine Erteilungsvoraussetzung
• Erteilung einer Anspruchsduldung kann nicht abgelehnt werden, wenn Person nicht im 

Besitz eines gültigen Passes ist, aber Identität anderweitig geklärt wurde

• wenn kein Pass vorgelegt werden konnte, muss Erteilungsbescheid Hinweis enthalten, dass 
für Erteilung einer späteren AE die Vorlage eines Passes erforderlich ist 

→ ABER: Passpflicht und Mitwirkungspflichten bleiben bestehen! 



Welche Mitwirkungspflichten gibt es? 

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

Allgemeine Mitwirkungspflichten 

im AufenthG: 

§ 82 Abs. 1 AufenthG: Mitwirkungen der Ausländer*innen 

§ 82 Abs. 3 AufenthG: Hinweispflicht der ABH

im AsylG: 

§ 15 AsylG: Allgemeine Mitwirkungspflichten

Ausweisrechtliche Pflichten:

§ 48 Abs. 3 S. 1 AufenthG: Allgemeine ausweisrechtliche Pflichten 

§ 60b Abs. 2 AufenthG: Besondere Passbeschaffungspflichten 



Welche Mitwirkungspflichten gibt es? 

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

§ 48 Abs. 3 S. 1 AufenthG, Ausweisrechtliche Pflichten:

„Besitzt der Ausländer keinen gültigen Pass oder Passersatz, ist er 
verpflichtet, an der Beschaffung des Identitätspapiers mitzuwirken sowie 
alle Urkunden, sonstigen Unterlagen und Datenträger, die für die 
Feststellung seiner Identität und Staatsangehörigkeit und für die 
Feststellung und Geltendmachung einer Rückführungsmöglichkeit in 
einen anderen Staat von Bedeutung sein können und in deren Besitz er ist, 
den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden auf Verlangen 
vorzulegen, auszuhändigen und zu überlassen.“



Welche Mitwirkungspflichten gibt es? 

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

➢ grundsätzlich ist jede ausländische Person, die keinen gültigen 
Pass(ersatz) besitzt, verpflichtet an der Beschaffung mitzuwirken 

dabei gilt, dass die verlangte Mitwirkungshandlung: 
• möglich,

• geeignet,

• erforderlich und 

• verhältnismäßig/zumutbar 

sein muss

→ Inwieweit eine geflüchtete Person verpflichtet ist, bei der Beschaffung 
eines Passes und der Identitätsklärung mitzuwirken, hängt von ihrem 
Aufenthaltsstatus ab 



Mitwirkungspflichten im Asylverfahren (Status Gestattung)

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

Für die Beratungspraxis: 

1. Besteht rechtlich eine Mitwirkungspflicht? 

2. Was muss zur Erfüllung der Mitwirkungspflicht getan werden?

3. Welche Folgen kann die Mitwirkung haben?

4. Welche Folgen treten ein, wenn nicht mitgewirkt wird? 

(aus: Weiser, Barbara: Passbeschaffung und Mitwirkungspflichten von Personen mit 
einer Duldung, bei Asylsuchenden und bei Schutzberechtigten – ein Leitfaden für die 
Beratung, 2018.)



Mitwirkungspflichten im Asylverfahren (Status Gestattung)

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

Mitwirkungspflichten, § 15 AsylG

➢ Duldung erkennungsdienstlicher Maßnahmen (§ 15 Abs. 2 Nr. 7 AsylG)

➢ Überlassen und Auslesen von Datenträgern zur Identitätsklärung (z. B. 
Mobiltelefone)

➢ Mitwirkung an der Beschaffung eines ID-Papiers (§ 15 Abs. 2 Nr. 6 AsylG)

➢ Verpflichtung, gültige Pässe/Passersatzpapiere, alle erforderlichen 
Urkunden und sonstigen Unterlagen (sofern vorhanden) den Behörden 
vorzulegen, auszuhändigen und zu überlassen (§ 15 Abs. 2 Nr. 4 und 5 
AsylG)

➢ Asylsuchende sind nicht von der Passpflicht befreit, jedoch: keine Pflicht 
zur Passbeschaffung im laufenden Asylverfahren 



Mitwirkungspflichten im Asylverfahren (Status Gestattung)

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

Grenze der Mitwirkungspflicht ist die (Un-)Zumutbarkeit der geforderten 
Mitwirkungshandlung

➢ Unzumutbar:
• Kontaktaufnahme mit Behörden des Herkunftsstaates (Botschaft, Konsulat)

➢ Grundsätzlich zumutbar:
• Kontaktaufnahme mit Familie, Verwandten, Bekannten zur Beschaffung dort vorhandener 

Dokumente, Beweismittel und Indizien, die die Identität belegen können

• Beauftragen von Vertrauensanwält*innen, Rechtsanwält*innen oder anderen dazu 
bevollmächtigte Dritte im Herkunftsstaat



Mitwirkungspflichten nach abgelehntem Asylantrag (Status Duldung)

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

Allgemeine Mitwirkungspflichten

Personen mit Duldung sind zwingend dazu verpflichtet, bei der 
Passbeschaffung und Identitätsklärung mitzuwirken 

➢ für Geduldete ohne gültigen Pass/Passersatz gilt insbesondere, dass sie 
alle „unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls zumutbare 
Handlungen zur Beschaffung eines Passes oder Passersatzes selbst 
vorzunehmen“ haben (§ 60b Abs. 2 AufenthG, § 15 Abs. 1 Nr. 6 AsylG)

➢ Grenze der Mitwirkungspflicht ist die (individuelle) Zumutbarkeit



Mitwirkungspflichten nach abgelehntem Asylantrag (Status Duldung)

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

(Un-)Zumutbarkeit

➢ zumutbare Handlungen, § 5 Abs. 2 AufenthV, §§ 60b Abs. 3, 82 Abs. 4 u. 5 
AufenthG
• Keine allgemeingültige gesetzliche Definition

• Keine abschließende Aufzählung

➢ immer Einzelfallentscheidung, was als zumutbar anzusehen ist bzw. ob die 
Mitwirkungspflicht als erfüllt anerkannt wird
• Beweislast über die Unzumutbarkeit und die Erfüllung der Mitwirkungspflichten liegt bei den 

Betroffenen selbst

• Betroffene müssen in ihrer eigenen Verantwortung nachweisen, welche Handlungen 
unzumutbar sind 



Mitwirkungspflichten nach abgelehntem Asylantrag (Status Duldung)

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

Zur Klärung der Identität gem. Anwendungshinweisen des BMI (20.12.2019) ist dem/der 
Ausländer*in insbesondere zumutbar: 

➢ Sich bei den Behörden des Herkunftsstaates um identitätsklärende Dokumente zu kümmern, 
• z. B. ein Formblatt ausfüllen und unterzeichnen, mit dem ein Pass(ersatz) beantragt wird 

➢ bei den Behörden/der Botschaft des (vermeintlichen) Herkunftsstaates vorzusprechen, 

➢ an Anhörungen teilzunehmen,
• umfasst auch Delegationsvorführungen (z. B. Guinea) 

➢ erkennungsdienstliche Maßnahmen zu dulden 
• Lichtbilder nach Anforderung anfertigen

• Fingerabdrücke abgeben 

➢ oder nach der Rechts- und Verwaltungspraxis des Herkunftsstaates erforderliche Angaben oder 
Erklärungen abzugeben oder sonstige nach der dortigen Rechts- und Verwaltungspraxis 
erforderliche Handlungen vorzunehmen, sofern dies nicht zu einer unzumutbaren Härte führt. 
• Umstritten: Reueerklärung Eritrea

• Grundsätzlich zumutbar: Freiwilligkeitserklärung Iran 



Mitwirkungspflichten nach abgelehntem Asylantrag (Status Duldung)

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

Weitere regelmäßig erforderliche und zumutbare Mitwirkungshandlungen 
ergeben sich aus § 60b Abs. 3 AufenthG, sofern diese für die Ausstellung eines 
Identitätsdokuments erforderlich sind:  

➢ Abgabe einer Erklärung zur Bereitschaft der Wehrdiensterfüllung 

➢ Zahlung der vom Herkunftsstaat allgemein festgelegten Gebühren für die 
behördlichen Passbeschaffungsmaßnahmen 

Allerdings: eine unmittelbare Übertragung von den „besonderen 
Passbeschaffungspflichten“ scheidet aus, da die Identitätsklärung für die Erteilung 
einer Ausbildungsduldung nicht allein über einen gültigen Nationalpass möglich ist! 



Mitwirkungspflichten nach abgelehntem Asylantrag (Status Duldung)

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

Beispiele für nicht zumutbare Mitwirkungshandlungen

➢ Abgabe politischer oder religiöser Erklärungen, die nicht mit dem deutschen Recht 
vereinbar sind 

➢ Gesetzeswidrigkeiten/Straftaten 
• Bestechung, „Schmiergeld“  

➢ Botschaftsbesuch bringt Verwandte in Gefahr 
• Muss individuell und gut begründet werden!

➢ objektiv unmögliche oder von vornerein aussichtslose Handlungen
• Botschaft des Herkunftsstaates lehnt Ausstellung eines Passes bedingungslos ab

• Nach wiederholter ergebnisloser Vorsprache bei der Botschaft immer wieder dorthin geschickt zu 
werden 

➢ Passausstellung nur im Herkunftsstaat & Rückkehr dorthin nicht zumutbar



Glaubhaftmachung der Mitwirkungspflichten 

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

➢ Proaktiv handeln 

➢ Übersicht machen: Welche Dokumente werden benötigt? Welche Dokumente sind bereits vorhanden?

➢ Welche Dokumente wurden beim BAMF abgegeben/der ABH/anderen Behörden überlassen?

• Kopien machen, wenn Originaldokumente eingereicht werden 

• Eingangsbestätigung/schriftliche Bestätigung über Abgabe → auch das Überlassen von Dokumenten stellt eine 

Mitwirkungshandlung dar! 

➢ Schriftliche Dokumentation unternommener Mitwirkungshandlungen

➢ ABH über unternommene Schritte und Bemühungen informieren

➢ Schreiben der ABH fristgerecht beantworten oder um (begründete) Verlängerung bitten 

➢ Um Konkretisierung bitten: Welche Mitwirkungshandlungen sollen (noch) vorgenommen werden? 

→ Vorwurf Vorsatz vermeiden 



Glaubhaftmachung der Mitwirkungspflichten 

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

§ 60c Abs. 7 AufenthG: 

„Eine Duldung nach Absatz 1 Satz 1 kann unbeachtlich des Absatzes 2 Nummer 3 
erteilt werden, wenn der Ausländer die erforderlichen und ihm zumutbaren 
Maßnahmen für die Identitätsklärung ergriffen hat.“

➢ D.h.: Kann eine Person glaubhaft machen, dass sie alle erforderlichen und 
zumutbaren Maßnahmen zur Klärung der Identität ergriffen hat und diese 
Bemühungen erfolglos gewesen sind, so hat die ABH nach § 60c Abs. 7 
AufenthG die Möglichkeit, die Ausbildungsduldung auch ohne Identitätsnachweis 
im Ermessenswege zu erteilen. 



Glaubhaftmachung der Mitwirkungspflichten 

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

§ 60d Abs. 4 AufenthG: 

„Eine Duldung nach Absatz 1 kann unbeachtlich des Absatzes 1 Nummer 1 erteilt 
werden, wenn der Ausländer die erforderlichen und ihm zumutbaren Maßnahmen 
für die Identitätsklärung ergriffen hat.“

➢ D.h.: Kann eine Person glaubhaft machen, dass sie alle erforderlichen und 
zumutbaren Maßnahmen zur Klärung der Identität ergriffen hat und diese 
Bemühungen erfolglos gewesen sind, so hat die ABH nach § 60d Abs. 4 
AufenthG die Möglichkeit, die Beschäftigungsduldung auch ohne 
Identitätsnachweis im Ermessenswege zu erteilen. 



Glaubhaftmachung der Mitwirkungshandlungen 

II. MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

Für die Beratungspraxis:

Nachweis der Mitwirkungshandlungen

➢ schriftliche Dokumentation aller eingeleiteten und durchgeführten Mitwirkungshandlungen

 Kopie von Passanträgen, Dokumentation der Terminvereinbarung bei der Botschaft, Fahrkarten zur Vorsprache bei der 

Botschaft, Gedächtnisprotokolle von Telefonaten

 Bestätigungsschreiben der Botschaft über den Botschaftsbesuch 

 Kopie von Schreiben an Angehörige oder Rechtsanwälte im Herkunftsland 

 Rückscheine oder Faxprotokolle 

 …

➢ Dokumentation möglicher Zeug*innen (Kontaktdaten: Begleitpersonen, Botschaftsmitarbeitende)

(Aus: Arbeitshilfe Mitwirkungspflichten bei der Identitätsklärung/Passbeschaffung für Menschen mit Duldung, hrsg. von Bleib dran. 
Berufliche Perspektive für Flüchtlinge in Thüringen, 2019.)



Spannungsfeld der Identitätsklärung im Kontext Ausbildungs- und 

Beschäftigungsduldung

II. PRAKTISCHE HÜRDEN

➢ Anforderungen der Behörden vs. Möglichkeiten der Betroffenen 

➢ Nachweis der (Un-)Zumutbarkeit 

➢ Unterschiede im konsularischen Wesen sowie in der Kooperation der 
Vertretungen 

➢ Korruptionsanfälliger Bereich, z. T. mangelnde Transparenz 

➢ Mangelnde Bereitschaft der Behörden, (schriftliche) Zusicherungen zu 
machen

➢ grundsätzlich: Spannungsfeld zwischen Aufenthaltsverfestigung und 
Aufenthaltsbeendigung (Interesse der Betroffenen vs. Interesse der ABHs) 



Aufenthaltserlaubnis nach § 19d Abs. 1a AufenthG und § 25b AufenthG

II. ANSCHLUSSNORMEN

a) Übergang von der Ausbildungsduldung in den Aufenthalt nach §19d AufenthG

b) Übergang von der Beschäftigungsduldung in den Aufenthalt nach §25b AufenthG

Allgemein

➢ die allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen gem. § 5 Abs. 1 AufenthG finden Anwendung
• Geklärte Identität

• Erfüllung der Passpflicht 

➢ falls Originaldokumente bereits vorhanden, i. d. R. relativ unproblematisch, auf Antrag bei der Botschaft 
einen Nationalpass zu erhalten 

➢ Wichtig: möglichst nahtlosen Übergang schaffen, indem man sich rechtzeitig um Fragen der Passpflicht 
kümmert

Erlass SH zu § 25b AufenthG

In individueller Prüfung kann von der Passpflicht als Erteilungsvoraussetzung abgesehen werden



Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!



III. AUSTAUSCH 

Fragen, Anmerkungen, Hinweise? 

1) Erfahrungen mit der Identitätsklärung insb. ohne Vorlage eines Nationalpasses

2) Probleme bei der Glaubhaftmachung der Bemühungen der Identitätsklärung bei den ABH 
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